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Wolfgang Scherf 

Die anrechenbare Wertschöpfungsteuer 
Ein Vorschlag zur Gewerbesteuerreform 

Vortrag vor dem Steuerausschuss der IHK Gießen-Friedberg am 11.09.2006 

1 Einführung 

Die Reform der Gewerbesteuer steht seit langem auf der Agenda der Finanzpolitik. Die 
Gewerbesteuer ist eine anerkannt schlechte Gemeindesteuer. Sie verdankt ihren Fortbe-
stand allein der Tatsache, dass die kommunale Finanzautonomie wenigstens eine be-
deutende Steuer mit Hebesatzrecht erfordert. Die Gemeinden werden aus fiskalischen 
Gründen an dieser schlechten Lösung festhalten, solange ihnen keine Alternative zuge-
standen wird, die ihren berechtigten Interessen Rechnung trägt. An solchen Alternati-
ven mangelt es nicht. Sie waren jedoch aufgrund der widerstreitenden Interessen der 
Gemeinden und Unternehmen bislang nicht durchsetzbar. 

Interessengegensätze blockieren die Gewerbesteuerreform 

Um die heutige Blockadesituation in der Debatte über die Reform der Gewerbesteuer 
nachvollziehen zu können, ist es hilfreich, die Hauptentwicklungslinien in Erinnerung 
zu rufen. Ursprünglich konkurrierten im wesentlichen zwei Reformansätze. 

• Einerseits gab es stets von der Wirtschaft unterstützte starke Bestrebungen, die 
Gewerbesteuer durch eine Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer zu er-
setzen. Die Verteilung des Aufkommens auf die Gemeinden erfolgt hierbei nach 
wirtschaftsbezogenen Schlüsselgrößen. Das einfache Modell hat den gravierenden 
Nachteil, dass das kommunale Hebesatzrecht entfallen würde. Es wird daher von 
den Gemeinden klar abgelehnt. 

• Der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesministerium der Finanzen hat 1982 als Alterna-
tive die kommunale Wertschöpfungsteuer mit Hebesatzrecht vorgeschlagen. Sie 
verbreitert gegenüber der Gewerbesteuer die Bemessungsgrundlage auf sämtliche 
lokalen Einkommen und erweitert den Kreis der Steuerpflichtigen auf alle ortsan-
sässigen Unternehmen. Das Konzept, das später auch vom Sachverständigenrat zur 

Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung favorisiert wurde, fand zwar die 
Zustimmung der Gemeinden, stieß aber in der Wirtschaft – vor allem wegen der 
ertragsunabhängigen Elemente – auf breiten Widerstand. 
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• Da die Wertschöpfungsteuer politisch nicht durchsetzbar war, wurden mehrfach – 
unter anderem auch vom Land Hessen – weniger weit gehende Vorschläge zur 
Modernisierung oder Revitalisierung der Gewerbesteuer vorgelegt. Sie zielten, wie 
die Wertschöpfungsteuer, auf eine Erweiterung der Bemessungsgrundlage und des 
Kreises der steuerpflichtigen Betriebe, und sie fanden damit ebenso wenig Zu-
stimmung bei den Unternehmen. 

• Die Wirtschaft scheint inzwischen das Modell einer kommunalen Einkommen- und 
Gewinnsteuer zu favorisieren. Die Gewerbesteuer soll danach in einer mit Hebe-
satzrecht ausgestatteten kommunalen Einkommensteuer aufgehen. Die Kommunen 
sind freilich dagegen, denn sie befürchten weiterhin unstetige Einnahmen und eine 
Benachteiligung der Wirtschaftszentren gegenüber den Wohnorten. 

Die naturgemäß teils gegensätzlichen Interessen der Gemeinden und der Unternehmen 
blockieren also bislang eine durchgreifende Gewerbesteuerreform. 

Meines Erachtens beruhen die neueren Reformvorschläge weniger auf sachlichen Vor-
zügen, sondern auf der mangelnden politischen Durchsetzbarkeit der früher diskutier-
ten Modelle. Ich werde mich daher im folgenden auf die ursprünglich dominanten Al-
ternativen Umsatzsteuerbeteiligung versus kommunale Wertschöpfungsteuer konzentrieren 
und einen Vorschlag unterbreiten, der die Vorzüge beider Lösungen miteinander ver-
bindet und so den Interessen der Gemeinden und ihrer Unternehmen gleichermaßen 
Rechnung trägt.  

Auf der Suche nach einem Konsensmodell muss allerdings Klarheit über die relevanten 
Alternativen bestehen. Es kann keinen Kompromiss geben, der die Unternehmen steu-
erlich entlastet und zugleich die kommunalen Haushalte saniert. Fairerweise sind also 
die Alternativen zur Gewerbesteuer unter der Voraussetzung zu diskutieren, dass sie 
dasselbe Steueraufkommen generieren müssen. Die Frage, ob die Steuerbelastung wei-
ter gesenkt werden soll, steht hier nicht zur Debatte, und sie ist auch nicht systematisch 
mit der Gewerbesteuer verknüpft. 

Eine kommunale Unternehmenssteuer ist unverzichtbar 

Die prinzipielle Berechtigung der Gewerbesteuer wird hiermit anerkannt. Dahinter 
steht die Überzeugung, dass eine kommunale Unternehmenssteuer unverzichtbar ist. 
Sie bildet neben der Beteiligung an der Einkommensteuer die zweite Säule des kom-
munalen Steuersystems (vgl. Abb. 1). Beide Säulen werden auch in Zukunft gebraucht. 

• Sowohl die Wohnbevölkerung als auch die ortsansässigen Unternehmen profitie-
ren von den kommunalen Leistungen. 

• Nach dem Prinzip der fiskalischen Äquivalenz finanzieren die Gemeindebürger 
über ihre Einkommensteuer einen erheblichen Teil der kommunalen Ausgaben. 
Über die Gewerbesteuer sollen die Unternehmen ihren Teil zur Finanzierung bei-
tragen. 
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• Die finanzielle Verbindung zwischen den Steuerzahlern und ihrer Gemeinde dient 
einer ausgewogenen Kommunalpolitik, einem Interessenausgleich zwischen den 
Einwohnern und den ortsansässigen Unternehmen. 

• Das Hebesatzrecht ermöglicht die Abstimmung von Leistung und Gegenleistung. 
Die Gemeinden können die Hebesätze anpassen, wenn sie ihren Unternehmen eine 
außerordentliche Infrastruktur oder günstige Steuerkonditionen bieten wollen. 

Abb. 1 Zwei Säulen des kommunalen Steuersystems 

Hebesatz

Hebesatz

Gemeindehaushalt
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Kommunale 
Unternehmens- 
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Kommunale 
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Kommunale 
!Einwohner-! 
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Ausgaben Einnahmen

 

Eine kommunale Wirtschaftssteuer ist also notwendig. Es läge nicht im Interesse der Un-
ternehmen, wenn das Band zu den Gemeinden zerschnitten würde. Die Kommunalpo-
litik würde das finanzielle Interesse am Gewerbe verlieren und könnte dazu tendieren, 
den unternehmerischen Belangen weniger Aufmerksamkeit zu schenken. 

Neben der zentralen Forderung nach fiskalischer Äquivalenz, die eine Integration aller 
Unternehmen, einen Bezug zur lokalen Wirtschaftskraft und ein Hebesatzrecht beinhal-
tet, sollen kommunale Unternehmenssteuern weitere Kriterien erfüllen. Erwünscht ist 

• eine gleichmäßige Verteilung der Steuerkraft auf die Wirtschaftsstandorte, 

• eine geringe Konjunkturanfälligkeit der kommunalen Einnahmen sowie 

• weitgehende Neutralität im nationalen und internationalen Wettbewerb. 

Bekanntlich erfüllt die Gewerbesteuer diese Anforderungen an kommunale Unterneh-
menssteuern nur sehr schlecht (vgl. Abb. 2). 
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• Zwar weist sie einen Bezug zur kommunalen Wirtschaft auf und bietet den Ge-
meinden ein Hebesatzrecht. Sie ist aber eine Art Sondersteuer für mittlere und gro-
ße Gewerbebetriebe. Bezüglich der fiskalischen Äquivalenz kann daher bestenfalls 
eine neutrale Einstufung erfolgen. 

• In allen anderen Punkten versagt die Gewerbesteuer völlig. Das Steueraufkommen 
streut regional ungleichmäßig und schwankt im Konjunkturverlauf stark. Die Ge-
werbesteuer verzerrt zudem den nationalen Wettbewerb und ist im Außenhandel 
nicht grenzausgleichsfähig. 

2 Umsatzsteuerbeteiligung versus Wertschöpfungsteuer 

Auch die Reformvorschläge müssen sich an den genannten Kriterien messen lassen. Im 
folgenden wird stets davon ausgegangen, dass die Gewerbesteuer inklusive Gewerbe-
steuerumlage entfällt. Die neue kommunale Steuer bzw. Steuerbeteiligung muss die 
bisherigen Netto- Gewerbesteuereinnahmen kompensieren – derzeit ca. 26 Mrd. Euro. 
Ich betrachte zunächst die Option einer Umsatzsteuerbeteiligung (vgl. Abb. 2). 

Eine Beteiligung an der Umsatzsteuer reicht nicht aus 

Der Vorschlag, die Gewerbesteuer durch eine Erhöhung des Umsatzsteueranteils der 
Gemeinden zu ersetzen, hat für die Unternehmen den Charme einer Bierdeckellösung. 
Relativ zur Gewerbesteuer ergeben sich durchaus gewichtige Verbesserungen. 

• Alle umsatzsteuerpflichtigen Unternehmen werden erfasst und die Bemessungs-
grundlage ist wesentlich breiter. Über einen geeigneten, an der lokalen Wertschöp-
fung orientierten Verteilungsschlüssel lässt sich auch ein klarer Bezug zur lokalen 
Wirtschaft herstellen. Beides dient der fiskalischen Äquivalenz, doch erlaubt das 
fehlende Hebesatzrecht keine positive Bewertung. 

• Die anderen Kriterien können dagegen recht gut erfüllt werden. Je nach Vertei-
lungsschlüssel lassen sich die Steuerkraftdifferenzen zwischen den Gemeinden 
deutlich reduzieren. Die Umsatzsteuer liefert recht konjunkturstabile Einnahmen 
und ist national wie international nahezu wettbewerbsneutral. Als zusätzlicher 
Vorteil kann die Vereinfachung des Steuersystems angesehen werden. 

Die Beteiligung an der Umsatzsteuer als Ersatz für die Gewerbesteuer bedeutet aller-
dings keine Entlastung der Unternehmen. Beide werden de facto in den Preisen einkal-
kuliert. Der aufkommensneutrale Ersatz der einen durch die andere ändert weder am 
Preisniveau noch an der Gewinnlage etwas Substanzielles. 

Der Schwachpunkt der Umsatzsteuerbeteiligung ist das fehlende Hebesatzrecht. Abge-
sehen von verfassungsrechtlichen Fragen wäre ein Verzicht auch ökonomisch unver-
nünftig, denn erst das Hebesatzrecht ermöglicht eine Anpassung der Steuerlasten an 
die kommunalen Leistungen im Sinne einer gruppenbezogenen Äquivalenz. 
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Die Wertschöpfungsteuer ist die bessere Reformoption 

Daraus folgt erstens: Wenn das Primat des Äquivalenzprinzips auf der Gemeindeebene 
akzeptiert wird, kommen reine Beteiligungsmodelle nicht in Betracht. Zweitens gilt im 
Umkehrschluss: Der größte Vorzug der kommunalen Wertschöpfungsteuer gegenüber 
der Umsatzsteuerbeteiligung liegt im Hebesatzrecht und der damit verbundenen Ori-
entierung am Prinzip der Gruppenäquivalenz. Hauptsächlich hierauf gründet meine 
Auffassung, dass die Wertschöpfungsteuer die relativ bessere Reformoption ist. 

Abb. 2 Gewerbesteuer und Reformoptionen im Vergleich 

Gewerbe-
steuer 

Umsatzsteuer-
beteiligung

Wertschöp-
fungsteuer

Anrechnungs-
modell

 Fiskalische Äquivalenz 0 0 + +

 Aufkommensstreuung - + + +

 Konjunkturelastizität - + + +

 Wettbewerbsneutralität - + 0 +
 

Wertschöpfungsteuer und Umsatzsteuer liegen ansonsten gar nicht weit auseinander. 
Bemessungsgrundlage der Wertschöpfungsteuer sind die bei der Produktion entste-
henden Einkommen. Sie können durch Abzug der Vorleistungen und Abschreibungen 
von den Umsatzerlösen ermittelt werden. 

Die Bemessungsgrundlagen beider Steuern unterscheiden sich nur in der Behandlung 
der Investitionsausgaben. Sie werden bei der Umsatzsteuer sofort, bei der Wertschöp-
fungsteuer pro rata temporis abgezogen. Die Umsatzsteuer ist also eine Mehrwertsteuer 

vom Konsumtyp, während die Wertschöpfungsteuer eine Mehrwertsteuer vom Einkom-

menstyp darstellt. 

Die Wertschöpfungsteuer weist eine Reihe von Eigenschaften auf, die sie als Kommu-
nalsteuer besonders qualifizieren (vgl. Abb. 2): 

• Die Wertschöpfungsteuer erfüllt die zentrale Forderung nach fiskalischer Äquiva-
lenz am besten. 
– Sie erweitert den Kreis der Steuerpflichtigen und die Bemessungsgrundlage.  
– Die Gemeinden partizipieren gleichmäßig an der lokalen Wirtschaftskraft.  
– Das Hebesatzrecht ermöglicht eine Finanzierung der wirtschaftsbezogenen 

kommunalen Leistungen durch die Unternehmen im Sinne der Gruppenäqui-
valenz. 

• Die Wertschöpfungsteuer sorgt zudem – bezogen auf die ortsansässigen Unter-
nehmen – für eine gleichmäßigere Verteilung des Aufkommens und reduziert die 
Steuerkraftdifferenzen zwischen den Gemeinden. 
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• Die konjunkturellen Schwankungen des Steueraufkommens werden ebenfalls dras-
tisch reduziert. Makroökonomisch entspricht die Wertschöpfung dem Sozialpro-
dukt, so dass die Einnahmen der Gemeinden nicht mehr stärker schwanken wür-
den als die gesamtwirtschaftliche Aktivität. 

• Schließlich ist die Wertschöpfungsteuer neutral bezüglich des Wettbewerbs zwi-
schen den heimischen Unternehmen. Allerdings kann – wie bei der Gewerbesteuer, 
aber im Gegensatz zur Umsatzsteuer – eine Freistellung der Exporte nicht vorge-
nommen werden. 

Verbreitete Fehleinschätzungen der Wertschöpfungsteuer 

Warum war und ist die Wirtschaft trotz der genannten Vorzüge gegen die Wertschöp-
fungsteuer, während sie das Umsatzsteuermodell akzeptieren würde? Die Ablehnung 
beruht meines Erachtens teilweise auf einer Fehleinschätzung der Wirkungen der Wert-
schöpfungsteuer.  

Das betrifft vor allem die für die Gemeinden positive geringe Konjunkturanfälligkeit. 
Sie wird von den Wirtschaftsverbänden wegen der ertragsunabhängigen Belastung der 
Unternehmen kritisiert und manchmal sogar als Superlohnsummensteuer diskreditiert. 
Dabei wird übersehen dabei, dass eine Beteiligung der Gemeinden an der Umsatzsteuer 
weitgehend identische Wirkungen hat, denn die Lohnsumme bildet auch den größten 
Teil des Nettoumsatzes. Infolge der Freistellung der Investitionen reagiert die Umsatz-
steuer sogar weniger stark auf konjunkturelle Schwankungen und ist insofern noch 
ertragsunabhängiger als die Wertschöpfungsteuer. 

Übersehen wird zudem, dass eine konjunkturelastische Steuer den Unternehmen eher 
schadet als nützt, weil sich die Gemeinden prozyklisch verhalten. Sie reagieren auf 
rückläufige Steuereinnahmen mit einer Kürzung ihrer Ausgaben, insbesondere ihrer 
Investitionen. Was bei den Unternehmen scheinbar als Steuererleichterung ankommt, 
wird ihnen durch geringere öffentliche Aufträge wieder genommen. Bei einer solchen 
Parallelpolitik werden die automatischen Stabilisierungswirkungen konjunkturelasti-
scher Steuern in ihr Gegenteil verkehrt. Zumindest auf der Gemeindeebene ist also eine 
gewisse Ertragsunabhängigkeit der Einnahmen eher von Vorteil. 

Von der Kritik bleibt somit nur die Belastung der Exporte übrig, die scheinbar eine Be-
nachteiligung im internationalen Wettbewerb verursacht. Dem muss freilich entgegen-
gehalten werden, dass die Steuer ein Entgelt für in Anspruch genommene Vorleistun-
gen darstellt. Vergleichbare Zahlungen sind ebenso wenig grenzausgleichsfähig. Die 
Freistellung der Exporte würde daher nicht die Neutralität der Wertschöpfungsteuer 
erhöhen, sondern eine verdeckte Exportförderung darstellen. Im übrigen muss jede 
Steuererleichterung für die Exportwirtschaft letzten Endes durch eine höhere direkte 
oder indirekte Belastung der übrigen Unternehmen erkauft werden. 

Insgesamt kann die Kritik an der Wertschöpfungsteuer deshalb nicht überzeugen. Die 
für die Gemeinden beste Lösung stößt auf den entschiedenen Widerstand der Unter-
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nehmen, während das Umsatzsteuermodell von den Gemeinden wenig geschätzt wird. 
Die Reformdebatte hat sich zwischen diesen Interessenstandpunkten festgefahren. 

3 Das Modell der anrechenbaren Wertschöpfungsteuer 

Dieser Zustand lässt sich meines Erachtens nur überwinden, wenn man beide Ansätze 
so miteinander verknüpft, dass die jeweiligen Vorteile erhalten bleiben. Mit diesem Ziel 
schlage ich die anrechenbare Wertschöpfungsteuer als Konsensmodell vor. 

Das Anrechnungsmodell umfasst folgende Elemente: 

1. Die Gewerbesteuer entfällt inklusive der Gewerbesteuerumlage. Des weiteren wird 
der Anteil der Gemeinden an der Umsatzsteuer wieder abgeschafft. Das Modell 
sorgt also für eine Entflechtung des Steuerverbunds zwischen Bund, Ländern und 
Gemeinden. 

2. Der kommunale Umsatzsteueranteil und die Netto-Gewerbesteuer wird durch eine 
kommunale Wertschöpfungsteuer mit Hebesatzrecht ersetzt. 

3. Die Unternehmen dürfen die normierte Wertschöpfungsteuer von der Umsatzsteuer 
abziehen. Die Normierung erfolgt mit Hilfe des bundesdurchschnittlichen Hebe-
satzes der Wertschöpfungsteuer. 

4. Mindereinnahmen, die bei Bund und Ländern infolge des Wegfalls der Gewerbe-
steuerumlage und der Anrechnung der Wertschöpfungsteuer auf die Umsatzsteuer 
eintreten, werden durch eine aufkommensneutrale Erhöhung der Umsatzsteuer fi-
nanziert. 

 Dabei sind die Mehreinnahmen bei der Einkommen- und Körperschaftsteuer zu 
berücksichtigen, die dadurch zustande kommen, dass die mit der Umsatzsteuer 
verrechnete Wertschöpfungsteuer nicht mehr als Betriebsausgabe abgezogen wer-
den kann. 

Die Funktionsweise der anrechenbaren Wertschöpfungsteuer illustriert das folgende 
Beispiel eines Unternehmens, das einen Wertschöpfungsteuermessbetrag von 5.000 Eu-
ro aufweist (vgl. Abb. 3). 

• Der bundesdurchschnittliche Hebesatz betrage 200%, so dass sich eine normierte 
Wertschöpfungsteuerschuld von 10.000 Euro ergibt. Diese kann das Unternehmen 
von der Umsatzsteuer abziehen. 

• Wenn die Gemeinde gerade den Hebesatz von 200% verlangt, wird das Unterneh-
men durch die Wertschöpfungsteuer nicht belastet. Freilich verbleibt die höhere 
Umsatzsteuer als Gegenposten zur entfallenen Gewerbesteuer. 

• Fordert die Gemeinde einen überdurchschnittlichen Hebesatz von 250%, so hat das 
Unternehmen 12.500 Euro Wertschöpfungsteuer zu zahlen. Seine Nettobelastung 
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mit Wertschöpfungsteuer beläuft sich nach Verrechnung mit der Umsatzsteuer also 
auf 2.500 Euro. 

• Die netto gezahlte – aber nicht die verrechnete – Wertschöpfungsteuer kann als Be-
triebsausgabe von der Einkommen- und Körperschaftsteuer abgezogen werden. Bei 
einem Steuersatz von 30% reduziert sich die effektive Belastung dadurch auf 1.750 
Euro. 

• Unterliegt das betreffende Unternehmen nur einem unterdurchschnittlichen Hebe-
satz, so führt der Abzug der normierten Wertschöpfungsteuer zu einer Umsatz-
steuererstattung, die als Betriebseinnahme zu verbuchen ist. 

Abb. 3 Funktionsweise der anrechenbaren Wertschöpfungsteuer 

Gemeinde 1 Gemeinde 2 Gemeinde 3

1 Meßbetrag 5.000 5.000 5.000

2 Hebesatz 200% 250% 150%

3 Wertschöpfungsteuer (1)!x!(2) 10.000 12.500 7.500

4 Umsatzsteuerabzug (1)!x!200!% 10.000 10.000 10.000

5 Wertschöpfungsteuer (netto) (3) – (4) 0 2.500 –!2.500

6 Betriebsausgabenabzug 30!%!x!(5) 0 750 –!750

7 Nettobelastung (5)!-!(6) 0 1.750 – 1750
 

Das Beispiel zeigt, dass die Anrechnung der normierten Wertschöpfungsteuer die Wir-
kungsweise unterschiedlicher Hebesätze nicht beeinträchtigt. Hebesatzdifferenzen blei-
ben für Gemeinden wie Unternehmen spürbar. 

Gegenüber einer kommunalen Wertschöpfungsteuer ohne Anrechnung weist diese 
Kombination mit der Umsatzsteuer einige Gemeinsamkeiten, aber auch charakteristi-
sche Unterschiede auf (vgl. Abb. 2). 

• Aus der Sicht der Gemeinden sind die Differenzen gering. Sie erhalten eine Wert-
schöpfungsteuer mit Hebesatzrecht und allen Vorzügen gegenüber der Gewerbe-
steuer. Die Hebesätze kommen bei den ortsansässigen Unternehmen an, so dass die 
fiskalische Äquivalenz gewährleistet erscheint. 

• Für die Unternehmen bedeutet die Umstellung auf eine anrechenbare Wertschöp-
fungsteuer im Durchschnitt einen Ersatz der bisherigen Gewerbesteuer durch eine 
Erhöhung der Umsatzsteuer. Die Lösung beinhaltet daher die vielfach gewünschte 
Freistellung der Investitionen und der Exporte. 
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• Das Anrechnungsmodell begünstigt die investitionsstarken und exportorientierten 
Unternehmen, die von der Anrechnung profitieren, aber von der Umsatzsteuerer-
höhung weniger getroffen werden. Dieses Zugeständnis wird in Kauf genommen, 
um die politischen Voraussetzungen für die Einführung einer kommunalen Wert-
schöpfungsteuer mit Hebesatzrecht zu schaffen.  

Die Befreiung der Exporte könnte als verdeckte Exportsubvention angesehen und daher 
rechtlich angegriffen werden. Das Modell muss daran aber nicht scheitern. Sollte der 
direkte Weg versperrt sein, so lassen sich annähernd die gleichen Effekte auch indirekt 
über eine Anrechnung der Wertschöpfungsteuer auf die Einkommen- und Körper-
schaftsteuer herbeiführen. Dort anfallende Mindereinnahmen wären wieder durch eine 
höhere Umsatzsteuer auszugleichen. 

4 Schlussfolgerung 

Die heutige Gewerbesteuer vereint die Merkmale einer schlechten Unternehmensteuer 
mit denen einer schlechten Gemeindesteuer. Dass eine durchgreifende Reform bislang 
nicht zustande gekommen ist, liegt an der wechselseitigen Blockade der Interessenver-
treter der Gemeinden und der Unternehmen. 

Das Modell einer auf die Umsatzsteuer anrechenbaren Wertschöpfungsteuer erscheint 
geeignet, diesen Interessenkonflikt weitgehend aufzulösen und damit der kommunalen 
Wertschöpfungsteuer zum Durchbruch zu verhelfen. Dies wäre ein entscheidender Bei-
trag zur langfristigen Stabilisierung der kommunalen Haushalte. 
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